AUSÜBUNG DER POLITISCHEN RECHTE

Änderung der Modalitäten für Initiative und Referendum

Kontext

Mit der 1. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob die Einreichung einer Initiative und/oder eines Referendums schwieriger gestaltet werden sollte, um ihre Häufigkeit zu verringern. Wenn diese Instrumente nämlich zu oft zur Anwendung kommen, kann dies das öffentliche Leben blockieren. 



Es gibt zwei Möglichkeiten, um diesem Problem vorzubeugen: Die erste (Frage 1a) besteht darin, die für eine Initiative oder ein Referendum erforderliche Unterschriftenzahl (gegenwärtig 6000) zu erhöhen und diese Instrumente so an die demografischen Gegebenheiten im Kanton anzupassen; die zweite (Frage 1c) besteht darin, die Frist für die Unterschriftensammlung, die heute 90 Tage beträgt, zu kürzen.



In diesem Kapitel geht es aber auch darum zu erfahren, ob trotz der erwähnten Probleme die Einreichung einer Initiative oder eines Referendums erleichtert werden soll (Frage 1b).

Fragen und Anworten

Frage 1a: Soll die für ein Referendum oder eine Initiative erforderliche Unterschriftenzahl erhöht werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�21�40�1�1��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�1�9�-�-��Gemeinden �21�31�-�-��



Frage 1b: Soll die für ein Referendum oder eine Initiative erforderliche Unterschriftenzahl verringert werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�13�47�2�1��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�3�7�-�-��Gemeinden �1�51�-�-��



Frage 1c: Soll die Frist für die Unterschriftensammlung für das Referendum und die Initiative gekürzt werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�12�49�1�1��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�-�10�-�-��Gemeinden �4�47�-�1��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Die Mehrheit der Befragten befürworten den Status quo, d.h. das Erfordernis, innert einer Frist von 90 Tagen 6000 Unterschriften einzureichen. 



Den meisten befragten Personen und Institutionen scheint die gegenwärtige Frist von 3 Monaten notwendig und genügend.

Erhöhung der Unterschriftenzahl?

Für die meisten Teilnehmer kommt eine Erhöhung der erforderlichen Unterschriftenzahl nicht in Frage. Im Vergleich zu den anderen Schweizer Kantonen scheint das Verhältnis notwendige Unterschriftenzahl  / Anzahl Aktivbürger im Kanton Freiburg angemessen.



Eine Minderheit der Befragten schlägt vor, die erforderliche Unterschriftenzahl zu erhöhen, um dem Frauenstimmrecht, dem Bevölkerungswachstum und somit der erhöhten Anzahl Aktivbürger Rechnung zu tragen. Dieselben Teilnehmer sind auch der Ansicht, dass Initiativen und Gesetzesreferenden schwieriger zu realisieren sein sollten, damit "Referenden oder Initiativen nicht für ein Ja oder ein Nein lanciert werden"; es wird befürchtet, dass die Bürgerinnen und Bürger der Urnengänge müde werden, wenn diese Rechte zu oft ausgeübt werden.  Es wird daher vorgeschlagen, die Unterschriftenzahl auf 10’000, 12’000, sogar 15’000 zu erhöhen. 



Einige Bürgerinnen und Bürger äussern auch die Idee, eine Mindestprozentzahl zu bestimmen, statt von vornherein eine Unterschriftenzahl festzulegen (z.B. 10% der Bürgerinnen und Bürger); mit dieser Lösung könnte das Wachstum der Zahl der Aktivbürger berücksichtigt werden.  Andere finden, dass es sinnvoll wäre, Initiativen und Referenden unterschiedlich zu behandeln und für jedes dieser Instrumente eine andere Unterschriftenzahl vorzusehen.

Verringerung der Unterschriftenzahl?

Eine Minderheit der Befragten meint, dass Initiativen und/oder Referenden nicht schwieriger, sondern leichter zugänglich sein sollten, mit dem Ziel, "eine aktivere Teilnahme der Bürgerinnen und Bürger am politischen Leben zu fördern". Es wird daher vorgeschlagen, die Anzahl erforderliche Unterschriften auf 5000 oder sogar 4000 zu senken.

Kürzung der Frist?

Eine Minderheit der Befragten schlägt vor, die Frist für die Unterschriftensammlung auf 60 oder sogar 30 Tage zu verkürzen, "um die heutigen Kommunikationsmittel zu berücksichtigen und die Verfahren zu beschleunigen".  Für andere kann eine Kürzung der Frist in Betracht gezogen werden, aber nur wenn auch die erforderliche Unterschriftenzahl verringert wird.



Die meisten Teilnehmer sind jedoch gegen eine Kürzung der Frist. Sie finden, dass innerhalb einer verkürzten Frist nur schwer eine effiziente Unterschriftensammlung organisiert werden könnte... und dass in diesem Fall nur die politischen Parteien über angemessene Strukturen verfügen würden. Mit einer Kürzung hätten kleine Interessengruppen weniger Möglichkeiten zum Handeln. Ein weiteres Argument ist, dass die Bevölkerung trotz der neuen Kommunikationsmittel Zeit braucht, um sich eine Meinung zu bilden. 



In manchen Antworten wird auch die Ansicht geäussert, dass die Frist nicht verkürzt, sondern verlängert werden sollte. So wird zum Beispiel 1 Jahr für eine Verfassungsinitiative und 6 Monate für eine Gesetzesinitiative vorgeschlagen. 



Änderung des Wahlsystems der Behörden

Kontext

Die Mitglieder des Grossen Rates werden gegenwärtig nach dem Proporzsystem, die Mitglieder des Staatsrates hingegen nach dem Majorzsystem gewählt. Beim Proporzsystem werden die Sitze im Verhältnis der von den Wählerinnen und Wählern abgegebenen Stimmen verteilt. Beim Majorzsystem werden die Sitze denjenigen Kandidatinnen und Kandidaten zugeteilt, welche die Mehrheit der Stimmen erreicht haben.



Mit der 2. Frage soll abgeklärt werden, ob es sinnvoll ist, das Wahlsystem zu ändern. Dabei muss beachtet werden, dass das Proporzsystem zu einer besseren Vertretung der politischen Parteien in der Regierung führt, während die Wählerinnen und Wähler beim Majorzsystem eher für eine Person als für eine Partei  können.

Fragen und Anworten

Frage 2a: Soll das Wahlsystem für die Kantons- und Gemeindebehörden geändert werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�31�30�-�2��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�4�6�-�-��Gemeinden �8�40�1�3��



Frage 2b: Sollen die Mitglieder des Grossen Rates wie bisher nach dem Proporzsystem oder nach dem Majorzsystem gewählt werden?



�Proporzsystem�Majorzsystem�Keine Antwort��Private�49�11�3��Politische Parteien�4�-�-��Versch. Gruppierungen�8�2�-��Gemeinden�45�3�4��



Frage 2c: Sollen die Mitglieder des Staatsrates wie bisher nach dem Majorzsystem oder nach dem Proporzsystem gewählt werden?



�Majorzsystem�Proporzsystem�Keine Antwort��Private�38�23�2��Politische Parteien�3�1�-��Versch. Gruppierungen�6�3�1��Gemeinden�46�6�-��



Frage 2d: Sollen die Oberamtmänner wie bisher nach dem Majorzsystem gewählt oder durch den Staatsrat ernannt werden?



�Majorzsystem�Ernennung durch den Staatsrat�Keine Antwort/ weiss nicht��Private�42�16�5��Politische Parteien�3�-�1��Versch. Gruppierungen�9�-�1��Gemeinden�50�2�-��



Frage 2e: Sollen die Mitglieder des Generalrates wie bisher nach dem Proporzsystem oder nach dem Majorzsystem gewählt werden?



�Proporzsystem�Majorzsystem�Keine Antwort��Private�48�11�4��Politische Parteien�3�-�1��Versch. Gruppierungen�7�2�1��Gemeinden�43�6�3��



Frage 2f: Sollen die Mitglieder des Gemeinderates grundsätzlich nach dem Majorzsystem, wie dies heute in den meisten Gemeinden der Fall ist, oder nach dem Proporzsystem gewählt werden?









�Majorzsystem�Proporzsystem�Keine Antwort��Private�36�24�3��Politische Parteien�2�1�1��Versch. Gruppierungen�6�4�-��Gemeinden�47�5�-��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Im Allgemeinen halten es die befragten Personen nicht für nützlich, das Wahlsystem der Behörden zu ändern, denn "das gegenwärtige Wahlsystem hat sich bewährt".



Dennoch wird in manchen Antworten der Wunsch geäussert, das Proporzsystem vermehrt anzuwenden. Andere möchten, dass das Majorzsystem an die Stelle des Proporzsystems tritt.



Wahl der Mitglieder des Grossen Rats

Zunächst wird es als normal erachtet, dass "in den Parlamenten alle (oder die meisten) Standpunkte der Bevölkerung vertreten sind". Daher sollte das Proporzsystem beibehalten werden. 



Manche Verfechter des Proporzsystems sind der Ansicht, dass Listenverbindungen bei Wahlen nach dem Proporzsystem  nicht mehr gestattet sein sollten, auch wenn dadurch das Quorum verringert werden müsste. Andere meinen sogar, dass das Quorum abgeschafft werden müsste, da es undemokratisch sei. 



Einige Teilnehmer schlagen vor, die eine Hälfte der Grossräte nach dem Majorzsystem und die andere nach dem Proporzsystem zu wählen.

Wahl der Mitglieder des Staatsrats

Die Befragten sind allgemein der Ansicht, dass Persönlichkeiten und nicht politische Parteien in die Regierung gewählt werden sollten, und zwar durch das Majorzsystem. In dieser Hinsicht meinen einige, dass "die Dosierung der Parteien in der Regierung recht gut funktioniert". Andere denken, dass Listenverbindungen verboten werden sollten, wenn die Wahl der Staatsräte nach dem Proporzsystem erfolgen würde.

Wahl der Oberamtmänner

Für die meisten Teilnehmer müssen die Oberamtmänner in erster Linie Vertreter der Kantonsverwaltung und erst in zweiter Linie politische Behörden sein. Obwohl "eine Ernennung durch den Staatsrat gerechtfertigt sein könnte", sprechen sich die meisten Personen und Institutionen für das Majorzsystem aus. Die Oberamtmänner werden im Allgemeinen als lokale Persönlichkeiten angesehen, und es scheint wichtig, dass sie in der Bevölkerung ihres Bezirks integriert sind.



Manche halten es für sinnlos, dass das Volk die Oberamtmänner wählt, da er nicht gleichzeitig Richter und Partei sein kann. Sie denken, dass die Aufgaben der Oberamtmänner vollständig überdacht werden müssten oder dieses Amt sogar abgeschafft werden müsste.  

Wahl der Mitglieder des Generalrats

Manche Befürworter des Proporzsystems halten es für zweckmässig, die Möglichkeit abzuschaffen, Listenverbindungen einzugehen, auch wenn dadurch der Quotient verringert werden müsste.



Andere Verfechter des Proporzsystems schlagen vor, 30% der Sitze im Generalrat durch Bürgerinnen und Bürger zu ersetzen, die sich für dieses Amt interessieren und die durch Auslosen ausgewählt werden.



Befürworter des Majorzsystems sind der Meinung, dass Wahlen nach dem Proporzsystem nur bei einem Generalrat mit mindestens 80 Mitgliedern möglich ist.

Wahl der Mitglieder des Gemeinderats

Die meisten Befragten stehen dem Majorzsystem für die Wahl der Gemeinderäte positiv gegenüber. Allerdings meinen einige, dass die Möglichkeit, Proporzwahlen zu beantragen, angepasst werden sollte, insbesondere in den grossen Gemeinden. 

Verankerung der politischen Rechte auf Gemeindeebene in der Verfassung 

Kontext

Die politischen Rechte auf Gemeindeebene sind nicht in der Verfassung verankert, sondern lediglich im Gemeindegesetz; ihre Ausübung richtet sich nach dem Gesetz über die Ausübung der bürgerlichen Rechte.  Mit der 3. Frage soll abgeklärt werden, ob gewisse kommunale Rechte in der Verfassung verankert werden sollen, um ihnen mehr Bedeutung zu verleihen und sie zu verstärken.

Frage

Frage 3: Sollen gewisse politische Rechte auf Gemeindeebene in der Verfassung garantiert werden, so zum Beispiel: Die Initiative und das Referendum auf Gemeindeebene gegen ein allgemeinverbindliches Reglement? Die Initiative und das Referendum auf Gemeindeebene gegen eine Ausgabe oder eine Bürgschaft? Das Wahlsystem der Gemeindebehörden?

Antworten

�...gegen ein allgemeinverbindliches Reglement�...gegen eine Ausgabe oder eine Bürgschaft�Wahlsystem der Gemeindebehörden�Keine Antwort�Total der Hefte��Private�45�42�41�7�(63)��Politische Parteien�2�2�2�2�(4)��Versch. Gruppierungen�8�8�7�1�(10)��Gemeinden�24�22�22�16�(52)��Bemerkungen und Vorschläge

Generell befürworten die Beteiligten, dass die politischen Rechte auf Gemeindeebene in der Verfassung garantiert werden. Es kann jedoch erwähnt werden, dass sich die Gemeinden deutlich weniger begeistert zeigen und eine Verankerung der politischen Rechte in der Verfassung häufig als unnötig betrachten.



Manche der Befragten fügen hinzu, dass zwischen Gemeinden mit einem Generalrat und Gemeinden ohne Generalrat unterschieden werden muss und die betreffenden politischen Rechte nur für die ersten garantiert werden sollen.

Aufhebung gewisser politischer Rechte

Kontext

Mit der 4. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob es sinnvoll ist, gewisse politische Rechte auf Kantonsebene aufzuheben. 



Die Stimmbeteiligung ist häufig schwach, und diese bedauerliche Tatsache kann mit der grossen Anzahl Volksabstimmungen in Verbindung gebracht werden. Ausserdem führen die Volksabstimmungen häufig zu einer Verzögerung bei der Umsetzung öffentlicher Vorhaben und können die Regierung in ihrer Tätigkeit behindern.

Frage

Frage 4: Sollen gewisse politische Rechte auf Kantonsebene aufgehoben werden, so zum Beispiel: Das obligatorische Finanzreferendum? Das fakultative Referendum? Das parlamentarische Finanzreferendum?

Antworten

4a: das obligatorische Finanzreferendum

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�11�43�5�4��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�1�8�1�-��Gemeinden �9�38�4�1��



4b: das fakultative Finanzreferendum

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�12�41�6�4��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�1�8�1�-��Gemeinden �5�41�4�2��









4c: das parlamentarische Finanzreferendum

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�9�40�10�4��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�1�8�1�-��Gemeinden �10�33�6�3��Bemerkungen und Vorschläge

Zu dieser Frage wurden praktisch keine Bemerkungen gemacht. Aus den Tabellen geht hervor, dass die meisten Beteiligten gegen eine Aufhebung der erwähnten politischen Rechte sind.

Die Volksmotion

Kontext

Mit der 5. Frage soll abgeklärt werden, ob es sinnvoll ist, die Volksmotion in der Verfassung zu verankern. 



Mit diesem Instrument kann eine kleine Anzahl Bürgerinnen und Bürger wie die Parlamentsmitglieder im Grossen Rat eine Motion einreichen, was die Kommunikation zwischen Behörden und Bevölkerung erleichtert.

Frage

Frage 5: Halten Sie die Volksmotion für ein sinnvolles Instrument?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�51�9�3�-��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�10�-�-�-��Gemeinden �28�21�3�-��Bemerkungen und Vorschläge

Der Vorschlag, die Volksmotion einzuführen, wird weitgehend begrüsst, besonders bei den Privaten. Mit diesem Instrument könnte der Abstand zwischen den "Regierenden" und den "Regierten" verringert werden, und Personen, die kein politisches Mandat innehaben, könnten Vorschläge einbringen. Die Volksmotion gilt als einfache Art, sich an die Parlamentsmitglieder zu wenden. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass es klare Vorschläge und ein gewisses Engagement braucht, damit "nicht organisierte" Bürgerinnen und Bürger, d.h. Private, um die hundert Unterschriften sammeln können.



Manche sind der Meinung, dass "die Volksmotion die Beteiligung von Frauenvereinigungen und Jugendorgansationen an der Gesetzgebungsdebatte erleichtern könnte. Allerdings dürften nicht mehr als 250 Unterschriften erforderlich sein". Andere, die eher auf der Befürworterseite stehen, fragen sich dennoch, ob die Volksmotion wirklich nötig ist, da Parlamentsmitglieder oft von Bürgerinnen und Bürgern aufgefordert werden, sich im Grossen Rat für eine bestimmte Sache einzusetzen.



Die Gegner der Volksmotion unterstreichen, dass es den Grossratsmitgliedern, die von den Bürgerinnen und Bürgern gewählt werden, zusteht, das Motionsrecht auszuüben. Daher verlöre das Amt des Grossrats oder der Grossrätin ein wenig an Substanz, wenn die Volksmotion eingeführt würde.

Die Einzelinitiative

Kontext

Die Einzelinitiative gibt einer stimmberechtigten Person die Möglichkeit, dem Grossen Rat einen Vorschlag zu machen. Wenn dieser Vorschlag von einem Teil der Ratsmitglieder unterstützt wird, wird er wie jede andere zustandegekommene Initiative dem Volk zur Abstimmung unterbreitet. 



Mit der 6. Frage soll abgeklärt werden, ob Private, politische Parteien, Vereinigungen und Gemeinden der Einzelinitiative zustimmen, die es allen ermöglichen würde, eine Initiative einzureichen, ohne dafür eine besondere Organisation schaffen zu müssen.

Frage

Frage 6: Halten Sie die Einzelinitiative für ein sinnvolles Instrument?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�31�29�3�-��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�7�3�-�-��Gemeinden �9�42�1�-��Bemerkungen und Vorschläge

Dieses Instrument stösst bei der Bevölkerung auf deutlich weniger Unterstützung als die Volksmotion. Die Mehrheit ist dagegen. Während sich die Gemeinden klar gegen diesen Vorschlag ausdrücken, scheinen die Meinungen bei den Privaten geteilt, mehr als die Hälfte ist dafür.



Zu erwähnen ist weiter, dass alle politischen Parteien den Vorschlag ablehnen und bei den verschiedenen Gruppierungen die Zustimmung recht deutlich ist.



Einige der Befürworter unterstreichen jedoch die Gefahr von Missbräuchen. Andere finden, dass dieses Recht auch den Gemeinden gegeben werden sollte.



Bei den Gegnern heben manche hervor, dass die Einzelinitiative praktisch nicht umgesetzt werden könnte, da der Grosse Rat schon heute überlastet sei und nicht jede Initiative prüfen könnte. Andere befürchten, dass diese Initiativen die oft lange Prüfung anderer Vorhaben weiter verzögern könnten. Es wird auch die Befürchtung geäussert, dass allerlei "fantasievolle" Einfälle geprüft werden müssten.  In diesem Zusammenhang wird auch das Problem der zwangsläufig schwierigen Auswahl der Vorschläge erwähnt.

Das Ausländerstimmrecht

Kontext

Mit der 7. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob der ausländischen Bevölkerung gewisse politische Rechte gewährt werden sollten, wie das Stimm- oder das passive Wahlrecht auf Kantons- oder Gemeindeebene. 



Wenn der ausländischen Bevölkerung politische Rechte gewährt würden, könnte sie vielleicht besser integriert werden; politische Rechte wären  für die seit Jahren in der Schweiz ansässigen Ausländerinnen und Ausländer vielleicht gerechtfertigt.

Fragen und Anworten

Frage 7a: Sollen die seit Jahren in der Schweiz wohnhaften Ausländerinnen und Ausländer das Stimmrecht auf Kantonsebene erhalten?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�33�27�3�-��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�8�2�-�-��Gemeinden �22�29�-�1��



Frage 7b: Sollen die seit Jahren in der Schweiz wohnhaften Ausländerinnen und Ausländer das passive Wahlrecht auf Kantonsebene erhalten?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�28�31�3�1��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�5�5�-�-��Gemeinden �15�36�-�1��



Frage 7c: Sollen die seit Jahren in der Schweiz wohnhaften Ausländerinnen und Ausländer das Stimmrecht und das passive Wahlrecht auf Gemeindeebene erhalten?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�40�21�1�1��Politische Parteien�2�1�-�1��Versch. Gruppierungen�9�1�-�-��Gemeinden �22�30�-�-��



Frage 7d: Sollen die Ausländerinnen und Ausländer in gewisse spezialisierte Gerichte der Rechtspflege wie die Gewerbegerichte oder die Schlichtungskommissionen für Mietstreitigkeiten gewählt werden können?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�33�27�3�-��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�6�4�-�-��Gemeinden �16�33�2�1��



Frage 7e: Nach wie vielen Jahren sollen die Ausländerinnen und Ausländer das Recht haben, die politischen Rechte auszuüben? 10 Jahre? 15 Jahre? 



�10 Jahre �15 Jahre�Andere Lösung

�Keine Antwort��Private�25�1�25�12��Politische Parteien�-�1�3�-��Versch. Gruppierungen�4�2�4�-��Gemeinden �13�11�16�12��



Frage 7f: Halten Sie die Erlangung der Niederlassungsbewilligung C für ein sinnvolles Kriterium, um den Ausländerinnen und Ausländern alle oder einen Teil der politischen Rechte zu gewähren?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�24�28�10�1��Politische Parteien�2�2�-�-��Versch. Gruppierungen�6�4�-�-��Gemeinden �18�30�2�2��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Die Zahlen in den Tabellen zeigen, dass die Meinungen zu den politischen Rechten für Ausländerinnen und Ausländer geteilt und oft differenziert sind. 



Betreffend das Stimmrecht auf Kantonsebene (Frage 7a) gibt es kein klares Ergebnis; die Gegner sind beinahe so zahlreich wie die Befürworter. Das passive Wahlrecht auf Kantonsebene (Frage 7b) stösst bei den befragten Personen und Institutionen vorwiegend auf Ablehnung. 



Die Beteiligten sprechen sich mit einer leichten Mehrheit für die Gewährung der politischen Rechte auf Gemeindeebene (Frage 7c) aus. Eine leichte Mehrheit spricht sich gegen die Wahl von Ausländerinnen und Ausländern in spezialisierte Gerichte der Rechtspflege (Frage 7d) aus.

Argumente dafür und dagegen

Auf der Befürworterseite wird hauptsächlich argumentiert, dass die Ausländerinnen und Ausländer am besten integriert werden könnten, wenn sie über die politischen Rechte verfügen würden. 



Andere denken, dass die Ausländerinnen und Ausländer die schweizerische Staatsangehörigkeit beantragen können. Eine Möglichkeit wäre daher, die Einbürgerung zu vereinfachen. "Es gibt keinen Grund, ihnen das Stimmrecht zu geben, wenn sie nicht Schweizer sind und es nicht werden wollen"; "die Integration muss gefördert werden"; "wir müssen uns auch fragen, warum Ausländerinnen und Ausländer, die schon seit langem hier wohnen, nicht eingebürgert werden wollen, um so vollständig in unsere Gesellschaft aufgenommen zu werden (umso mehr als die doppelte Staatsbürgerschaft möglich ist)".



Manche sind auch der Meinung, dass die politischen Rechte nur jenen Ausländerinnen und Ausländern gewährt werden sollen, in deren Heimatstaat Schweizerinnen und Schweizer dieselben Rechte ausüben können. 

Erforderliche Anzahl Jahre für die Ausübung der politischen Rechte

Es wird vorgezogen, 10 Jahre statt 15 Jahre als Zeit festzusetzen, nach der Ausländerinnen und Ausländer die politischen Rechte ausüben können (Frage 7e). Andere Vorschläge werden gemacht, darunter einerseits sehr aufgeschlossene (3, 5 Jahre) und andererseits restriktive (nur nach Einbürgerung, "nie"), aber auch Zwischenlösungen (12 Jahre; oder 5 Jahre auf Gemeindeebene, 10 auf Kantonsebene). 



Einige Personen schlagen vor, das Kriterium der Anzahl Jahre mit anderen Bedingungen zu verbinden: Die Anzahl Jahre sei ein ein willkürliches Kriterium und kein ausreichender Beweis für die Integration. Die betreffenden Personen müssten beispielsweise den Beweis erbringen, dass sie sich an unser politisches und soziales System (zum Teil auch an unser Steuersystem) angepasst haben; andere halten es für nötig, dass die Ausländerinnen und Ausländer selbst ein Gesuch stellen und dass nicht nur der Ablauf der erforderlichen Anzahl Jahre genügt.

Kriterium der Erlangung der Niederlassungsbewilligung C

Dieses Kriterium wird im Allgemeinen nicht als zufriedenstellend betrachtet (Frage 7f), insbesondere weil es sich um eine reine Niederlassungsbewilligung handelt und die soziale Integration damit nicht gewährleistet ist. Es braucht eine Willensäusserung der Ausländerinnen und Ausländer (Einbürgerungsgesuch oder wenigstens Gesuch um Teilnahme am öffentlichen Leben). Andere halten das Kriterium der Niederlassungsbewilligung C für eine befriedigende Lösung, meinen jedoch, dass es mit der Anzahl Jahre (Frage 7e) verknüpft werden müsste.

Das konstruktive Referendum (oder der Volksvorschlag)

Kontext

Mit der 8. Frage soll abgeklärt werden, ob die Befragten das konstruktive Referendum für eine sinnvolle Lösung für unsere Verfassungsordnung halten. 



Dieses Instrument weist die Besonderheiten des Referendums auf, verleiht ihm aber einen konstruktiveren Charakter. Anstatt den umstrittenen Gesetzesentwurf in seiner Gesamtheit zu bekämpfen ("Alles oder nichts"-Effekt des herkömmlichen Referendums), könnten die Stimmberechtigten ihn verbessern (durch Änderungsvorschläge, durch Gegenvorschläge zu einem oder mehreren Artikeln, die sie für überflüssig oder unzweckmässig halten). Der Entwurf des Parlaments und der Entwurf des Referendumskomitees würden gleichzeitig zur Abstimmung gelangen.

Frage

Frage 8: Halten Sie das konstruktive Referendum für ein sinnvolles Instrument?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�55�4�3�1��Politische Parteien�2�2�-�-��Versch. Gruppierungen�9�1�-�-��Gemeinden �33�13�6�-��Bemerkungen und Vorschläge

Dieser Vorschlag wurde deutlich begrüsst. Manche schlagen vor, dass bei der Abstimmung schrittweise vorgegangen wird: zuerst ja/nein für die Änderung, danach eine zweite Abstimmung über die Einzelheiten. 



Die politischen Parteien sind allerdings geteilter Meinung.



Manche Gegner meinen, dass dieses System "zu schwerfällig und zu langsam wäre und dass es schon heute Jahre brauche, um die Maschine in Gang zu bringen".

Die ausserdordentliche Gesamterneuerung der Behörden

Kontext

Mit der 9. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob es zweckmässig wäre, in der Kantonsverfassungs das Recht zu verankern, auf Kantons- oder Gemeindeebene eine ausserordentliche Erneuerung des Parlaments oder der Regierung zu verlangen.



Damit würde den Volksvertreterinnen und -vertretern die Wichtigkeit ihrer Aufgabe bewusst gemacht und die Bedeutung ihrer Rolle als Vertretung des Volks noch verstärkt. Für die Bürgerinnen und Bürger wäre dieses Recht eine Garantie, dass sie im Falle einer schweren Staatskrise oder wenn ihre Vertreterinnen und Vertreter ihr Amt nicht zu ihrer Zufriedenheit ausüben, einschreiten und ihren Willen zum Ausdruck bringen können.

Fragen und Anworten

Frage 9a: Halten Sie die ausserordentliche Gesamterneuerung für ein sinnvolles Instrument? 



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�39�22�2�-��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�5�5�-�-��Gemeinden �13�36�3�-��



Frage 9b: Soll die ausserordentliche Gesamterneuerung für die Kantonsbehörden gelten? 



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�36�23�2�2��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�6�4�-�-��Gemeinden �11�36�5�-��



Frage 9c: Soll die ausserordentliche Gesamterneuerung für die Gemeindebehörden gelten?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�38�21�2�2��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�5�5�-�-��Gemeinden �13�36�3�-��Bemerkungen und Vorschläge

Die ausserordentliche Gesamterneuerung wird von der Mehrheit nicht befürwortet, findet jedoch trotzdem bei einigen, vor allem bei den Privaten, Anklang. Manche sind der Meinung, dass die Ausübung dieses Rechts beschränkt werden muss, zum Beispiel indem eine hohe Stimmenanzahl verlangt wird, damit dieses Instrument nur bei einer schweren Staatskrise zur Anwendung kommt. 



Ein Argument der Gegner ist, dass in kritischen Zeiten Kontinuität die beste Lösung ist; ausserdem "würde die Unsicherheit die nötige Autorität zur Ausübung des Amts schwächen". Manche denken auch, dass diese Lösung nicht auf den Staatsrat angewendet werden könnte, da diesem Organ verantwortungsvolle Politiker angehören sollten. Daher "würden kompetente Leute abgeschreckt, da sie es sich gut überlegen, ob sie ein Amt annehmen wollen, von dem sie so leicht abberufen werden können".



In Bezug auf die Gemeinderäte wird manchmal die Meinung geäussert, dass die fehlende Erfahrung der Mitglieder dem Dorfleben schade und dass in diesem Fall nur eine Gesamterneuerung den Frieden wiederherstellen könne. Manche sind der Ansicht, dass sogar der Oberamtmann die Möglichkeit haben sollte, einen Gemeinderat abzuberufen.

Die Senkung des Stimmrechtsalters

Kontext

Mit der 10. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob die freiburgische Bevölkerung das Stimmrechtsalter auf Kantonsebene auf 16 Jahre oder 17 Jahre senken möchte. 

Mit der Teilnahme der Jungen an den kantonalen Abstimmungen könnten die Interessen künftiger Generationen berücksichtigt werden.

Fragen und Anworten

Frage 10a: Halten Sie die Senkung des Stimmrechtsalters für sinnvoll?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�8�51�3�1��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�2�8�-�-��Gemeinden �1�51�-�-��



Frage 10b: Halten Sie das Stimmrechtsalter 17 für einen interessanten Kompromiss?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�8�49�6�-��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�1�9�-�-��Gemeinden �1�50�1�-��Bemerkungen und Vorschläge

Die Mehrheit der Befragten lehnt diesen Vorschlag deutlich ab. Sie möchten, dass die jungen Leute eine gewisse Reife oder Erfahrung haben, bevor sie das Stimmrechtsalter erreichen. Dennoch wird die Ansicht geäussert, dass es wichtig ist, das Interesse der Jungen für die Politik zu wecken, insbesondere durch Staatskundeunterricht und das Jugendparlament.



Die Idee, das Stimmrechtsalter auf 17 Jahre festzusetzen, stösst nicht auf Begeisterung. 



Zu erwähnen ist jedoch, dass einige Befürworter der Senkung des Stimmrechtsalters fragen, warum nicht das Stimmrechtslater 16 anstatt des Stimmrechtsalters 17 vorgeschlagen werden könnte.



Es wird auch die Frage gestellt, ob ein Höchststimmrechtsalter festgesetzt werden sollte, vor allem wenn die Generationen ungleich stark vertreten sind.

Die Volkswahl der Richterinnen und Richter 

Kontext

Mit der 11. Frage soll abgeklärt werden, ob es sinnvoll ist, die Modalitäten für die Ernennung der Richterinnen und Richter im Kanton Freiburg zu ändern und diese wie in vielen Kantonen der Schweiz zu wählen. 



Diese Frage soll auch in Erfahrung bringen, ob nur die Kantonsrichterinnen und die Kantonsrichter oder auch die Präsidentinnen und Präsidenten der erstinstanzlichen Gerichte und die Beisitzerinnen und Beisitzer vom Volk gewählt werden sollen.

Fragen und Anworten

Frage 11a: Halten Sie die Einführung der Volkswahl der Richterinnen und Richter für sinnvoll?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�28�28�7�-��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�2�7�-�1��Gemeinden �12�38�2�-��



Frage 11b: Sollen nur die Kantonsrichterinnen und -richter vom Volk gewählt werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�9�42�9�3��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�2�7�-�1��Gemeinden �6�38�3�5��

Frage 11c: Sollen auch die Präsidentinnen und Präsidenten der erstinstanzlichen Gerichte (Bezirksgerichte) vom Volk gewählt werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�28�24�8�3��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�2�7�-�1��Gemeinden �14�31�4�3��



Frage 11d: Sollen auch die Beisitzerinnen und Beisitzer der erstinstanzlichen Gerichte (Bezirksgerichte) vom Volk gewählt werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�20�31�8�4��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�2�7�-�1��Gemeinden �10�34�5�3��Bemerkungen und Vorschläge

Aus den Tabellen geht hervor, dass die Befragten eher gegen die Volkswahl der Richterinnen und Richter sind. Es heisst manchmal, es sei keine gute Lösung, die Ernennung der Richterinnen und Richter vermehrt zu politisieren. "Die Richterinnen und Richter müssen ihren Beruf ohne wahltaktische Überlegungen ausüben können und ihre Entscheide völlig unparteiisch und unabhängig fällen". Manche wünschen sogar, dass die Richterinnen und Richter keiner Partei angehören dürfen. 



Andere erwähnen, dass es für das Volk schwierig ist, die tatsächlichen Fähigkeiten der Kandidatinnen und Kandidaten zu beurteilen.



Die meisten Befürworter denken, dass diese Wahlen nicht nur für die Kantonsrichterinnen und -richter gelten sollten, sondern auch für die Präsidentinnen und Präsidenten der erstinstanzlichen Gerichte oder die Beisitzerinnen und Beisitzer. Das Argument der Befürworter ist, dass "das Volk seine Richterinnen und Richter kennen muss".

Die Volkswahl der Gemeindepräsidentinnen bzw. der Ammänner 

Kontext

Im Kanton Freiburg werden die Gemeindepräsidentinnen bzw. die Ammänner von den Mitglieder des Gemeinderats in dessen konstituierender Sitzung, d.h. von Gleichgestellten, gewählt. Die Volkswahl der Gemeindepräsidentinnen und Ammänner wäre ein Mittel, um ihre Verdienste anzuerkennen und ihnen eine grössere Legitimität zu geben.

Frage

Frage 12: Sollen die Gemeindepräsidentinnen und die Gemeindeammänner vom Volk gewählt werden?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�40�18�4�1��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�4�5�-�1��Gemeinden �14�36�2�-��Bemerkungen und Vorschläge

Die Ja- und Nein-Antworten halten sich praktisch die Waage. Es wird jedoch aus der Tabelle ersichtlich, dass die Privaten selbst eine Volkswahl befürworten. Manche sind für eine Volkswahl, "damit es sicher ist, dass die gewählte Person die Bürgerinnen und Bürger tatsächlich vertritt". Die Gemeinden und die politischen Parteien lehnen diese Idee grösstenteils ab.



Für manche Gegner geht es darum, "die Kollegialität zu fördern und es den Gewählten zu ermöglichen, ihre Arbeit zu organisieren, indem das Amt des Ammans intern besetzt wird".



Die Anerkennung der politischen Parteien

Kontext

Mit der 13. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob es zweckmässig wäre, die wichtige Arbeit der politischen Parteien sowie ihre Rolle bei der Meinungsbildung der Wählerschaft und im öffentlichen Leben im Allgemeinen in der neuen Kantonsverfassung und damit offiziell anzuerkennen.

Frage

Frage 13: Sollen die politischen Parteien in der Verfassung anerkannt werden?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�41�17�4�1��Politische Parteien�3�1�-�-��Versch. Gruppierungen�7�2�1�-��Gemeinden �23�26�3�-��Bemerkungen und Vorschläge

Manche der Befragten weisen darauf hin, dass die neue Bundesverfassung die politischen Parteien anerkennt (Art. 137 BV) und eine Anerkennung in der Kantonsverfassung daher wichtig ist. Manche äussern die Ansicht, dass die politischen Parteien anerkannt werden müssen, weil sie einen notwendigen und demokratischen Gegenpol zur Wirtschaft bilden.

Weitere Vorschläge oder Bemerkungen

Frage 14: Haben Sie Bemerkungen oder Vorschläge zu anderen Punkten?



Einige schlagen ein vollständiges Verbot der Kumulation von Ämtern auf kantonaler Ebene und Bundesebene vor.



Manche antworten, dass alle Parteien, die bei Wahlen eine Liste aufstellen, dasselbe Budget für den Wahlkampf zur Verfügung haben sollten.



Weiter wird vorgeschlagen, Wahlen als nichtig zu erklären, wenn die Stimmenthaltung zu hoch ist.



Für wichtige Ämter sollten keine stillen Wahlen möglich sein.



Einige sind der Ansicht, dass der vermehrte Einstieg von Frauen in die Politik durch eine Verfassungsbestimmung gefördert werden sollte, die es ihnen erlaubt, die Kosten für die Betreuung der Kinder in Abzug zu bringen, falls das Einkommen des Paars einen bestimmten Richtwert nicht übersteigt.



Manche suchen nach einem Mittel, um die Parlamentarier für ihre Entscheide zur Verantwortung zu ziehen.



Einige der Befragten möchten die Abstimmungsvorlagen in grösseren Paketen vor das Volk bringen, um die Zahl der Urnengänge pro Jahr auf drei zu senken.



Einige schlagen vor, dass der Grundsatz der angemessenen Vertretung der Frauen in allen politischen Organen (Legislative und Exekutive) auf Kantons- und Gemeindeebene als Ziel in der neuen Verfassung verankert wird.
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